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tätern erklärt werden (sollen), die eine erhöhte Gefahr für 
die Gesellschaft darstellen und hartnäckig den Weg der 
Besserung nicht einschlagen wollen“ 23

Der Weg zur Vorbeugung und Bekämpfung der Rück­
fallkriminalität wird jedoch in der Sowjetunion nicht vor­
rangig in der Änderung oder Ergänzung der Strafgesetz­
gebung gesehen. Vielmehr geht es darum, das bestehende 
System der Maßnahmen strafrechtlicher Verantwortlich­
keit in der Rechtsprechung noch umfassender und konse­
quenter auszuschöpfen. Zugleich wird den Problemen der 
Wiedereingliederung, beginnend mit der Entlassung aus 
dem Freiheitsentzug bis zur völligen Integration des Ver­
urteilten in das gesellschaftliche Leben, mehr Aufmerk­
samkeit zugewandt.

Anordnung der administrativen Aufsicht 
als Maßnahme der Kriminalitätsvorbeugung * 2 3

Eine besondere Rolle im System der Kriminalitätsvorbeu­
gung spielt die administrative Aufsicht, die durch den 
Erlaß des Präsidiums des Obersten Sowjets der UdSSR 
vom 26. Juli 1966 eingeführt wurde.24 Sie dient der zeitlich 
begrenzten Aufsicht und Kontrolle über Personen, die aus 
dem Strafvollzug entlassen wurden und danach einer be­
sonderen Betreuung durch staatliche Organe bedürfen.25 
Drei Personengruppen kommen für die Anordnung der 
administrativen Aufsicht in Frage:

, 1. Bei besonders gefährlichen Rückfalltätern ist sie nach 
der Entlassung der Täter aus dem Freiheitsentzug obliga­
torisch, unabhängig vom bereits erreichten Stand ihrer 
Besserung und Umerziehung.

2. Grundlage für die Anordnung dieser Maßnahme bei 
Tätern, bei denen sich die Strafe als nicht genügend effek­
tiv erwies, ist in den meisten Fällen eine Einschätzung der 
Leitung der Arbeitsbesserungskolonie und der Aufsichts­
kommission über das Verhalten des Verurteilten im Straf­
vollzug, insbesondere ob er sieh h a r t n ä c k i g  weigert, 
den Weg der Besserung zu beschreiten. Voraussetzung ist 
jedoch, daß diese Personen für schwere Straftaten oder 
öfter als zweimal für beliebige vorsätzliche Straftaten zu 
Freiheitsentzug verurteilt wurden.

3. Gegenüber Tätern, bei denen sich die Strafe als nicht 
genügend effektiv erwies, das Merkmal der hartnäckigen 
Weigerung, den Weg der ehrlichen Arbeit einzuschlagen, 
aber nicht vorliegt, wird die administrative Aufsicht durch 
die Organe der Miliz angeordnet, wenn sich diese Perso­
nen in der Freizeit antigesellschaftlich verhalten.

Die administrative Aufsicht umfaßt insbesondere fol­
gende Maßnahmen: das zeitlich begrenzte Ausgangsver­
bot, das generelle oder zeitlich begrenzte Verbot, die Stadt 
oder den Bezirk zu verlassen, sowie die Verpflichtung, sich 
ein- bis viermal im Monat bei der Miliz zu melden. Die 
Verletzung einer solchen Maßnahme zieht für die betref­
fende Person zunächst administrative Verantwortlichkeit 
nach sich.26 Für den Fall einer zweimaligen böswilligen 
Verletzung von Aufsichtsmaßnahmen innerhalb eines Jah­
res oder einer solchen Verletzung mit dem Ziel, sich der 
Aufsicht zu entziehen, droht Art. 198/2 StGB der RSFSR 
Freiheitsentzug von sechs Monaten bis zu zwei Jahren 
oder Besserungsarbeit von sechs Monaten bis zu einem 
Jahr an.27 Die Wirksamkeit der administrativen Aufsicht 
hängt in hohem Maße von der Einheitlichkeit der Ein­
wirkung auf den Täter ab, wobei sowohl die Kräfte der 
Arbeitsbesserungskolonie als auch die Leitungen und Kol­
lektive der Betriebe und gesellschaftlichen Organisationen 
beteiligt sind.

*

Die Hauptrichtung der Bekämpfung und Vorbeugung von 
Straftaten und anderen Rechtsverletzungen ist das kom­
plexe Herangehen und einheitliche Wirken aller staatli­
chen und gesellschaftlichen Kräfte sowie die vollständige 
und konsequente Nutzung der gesetzlichen Möglichkeiten. 
Hierauf hat erst unlängst das Zentralkomitee der KPdSU

mit seinem bedeutsamen Beschluß vom September 1979 
„Über die Verbesserung der Tätigkeit zum Schutze der 
Rechtsordnung und die Verstärkung des Kampfes gegen 
Rechtsverletzungen“ orientiert.28
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